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Uberschrift, Beschlussvorschlag

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ;Rabenrodes traRe 18, WA 73
Stadtgebiet: Gemarkung Waggum, Flur 1, Flurstiick 16/9

Satzungsbeschluss

»1. Der Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,Rabenrodestral3e 18“, WA 73, wird in der
wahrend der Sitzung ausgehangten Fassung gem. 8§ 10 (1) BauGB als Satzung beschlossen.

2. Die zugehérige Begriindung mit Umweltbericht wird beschlossen.*

Sachverhalt, Begriindung, finanzielle Auswirkung: siehe nachste Seite




Aufstellungsbeschluss und Planungsziel

Der Aufstellungsbeschluss fur den Bebauungsplan ,Rabenrodestrale 18“, WA 73, wurde am
16. Marz 2010 gefasst mit dem wesentlichen Ziel, den westlichen Teil des Grundstlicks fir eine
Wohnbebauung zu sichern und stattdessen die im Norden des Grundstiicks festgesetzte Bau-
flache in eine private Grinflache umzuwidmen.

Der Bebauungsplan wird im beschleunigten Verfahren gemaR § 13a BauGB aufgestellt. Das

Verfahren selbst wird auf Kosten des Grundstiickseigentiimers durchgefiihrt; die Kostenliber-
nahme ist in einem Planerkostenvertrag geregelt worden.

Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffen tlicher Belange gemaf 8§ 4 (2) BauGB sowie
sonstigen Stellen

Diese Beteiligung wurde in der Zeit vom 1. September bis zum 4. Oktober 2011 durchgefihrt.

Die Stellungnahmen sind in der Anlage 7 aufgefiihrt und soweit erforderlich mit einer Stellungnahme und
einem Vorschlag der Verwaltung versehen.

Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB

Am 15. Februar 2011 wurde die 6ffentliche Auslegung vom Verwaltungsausschuss beschlossen und in
der Zeit vom 25. Februar bis 24. Marz 2011 durchgefiihrt.

Wahrend dieser Zeit sind keine Stellungnahmen eingegangen; insofern erfolgt auch keine Abwagung.

Empfehlung

Die Verwaltung empfiehlt, den Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift ,Rabenrodestralle 18, WA 73,
als Satzung sowie die Begriindung zu beschlie3en.

Folgende Anlagen sind Bestandteil dieser Vorlage:

Anlage 1:  Ubersichtskarte

Anlage 2:  Nutzungsbeispiel

Anlage 3 a: Zeichnerische Festsetzungen

Anlage 3 b: Planzeichenerklarung
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Anlage 6:  Beteiligung der Offentlichkeit gem. § 3 (2) BauGB

Anlage 7:  Beteiligung der Behtrden gemaf § 4 (2) BauGB und sonstigen Stellen
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1 Rechtsgrundlagen - Stand: 17. Januar 2011 -

1.1 Baugesetzbuch (BauGB)
in der Fassung vom 23. September 2004 (BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert
durch Art. 4 des Gesetzes vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585)

1.2 Baunutzungsverordnung (BauNVO)
in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt gedndert durch
Gesetz vom 22. April 1993 (BGBI. | S. 466, 479)

1.3 Planzeichenverordnung (PlanzV)
in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBI. | 1991 S. 58)

1.4 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)
in der Fassung vom 26. September 2002 (BGBI. | S. 3830, zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 26. November 2010 (BGBI. | S. 1728)

1.5 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG)
in der Fassung vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542)

1.6 Gesetz uber die Umweltvertraglichkeitsprifung (UVPG)
in der Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94),
zuletzt geandert durch Art. 11 des Gesetzes vom 11. August 2010 (BGBI. |
S. 1163)

1.7 Niedersachsisches Ausfiihrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz
(NAGNatSchG)
in der Fassung vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBI. S. 104)

1.8 Niedersachsische Bauordnung (NBauO)
in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBI. S. 89), zuletzt geandert
durch Art. 3 des Gesetzes vom 11. Oktober 2010 (Nds. GVBI. S. 475)

1.9 Niedersachsische Gemeindeordnung (NGO)
in der Fassung vom 28. Oktober 2006 (Nds. GVBI. S. 473), zuletzt geédndert
durch Art. 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBI. S. 576)

2 Bisherige Rechtsverhéltnisse

2.1 Regional- und Landesplanung

Im Niederséachsischen Landesraumordungsprogramm 2008 (LROP) ist die
Stadt Braunschweig - im oberzentralen Verbund mit den benachbarten Stad-
ten Wolfsburg und Salzgitter - als Oberzentrum der Region festgelegt.

In der zeichnerischen Darstellung des RROP wird der Geltungsbereich als
Siedlungsbereich festgelegt. Im n&dheren Umfeld im Verlauf des Stadtweges





2.2

2.3
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wird ein Vorranggebiet ,Regional bedeutsamer Wanderweg" mit der Funktion
Radfahren dargestellt.

Damit stehen die geplanten Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht im
Widerspruch zu den Vorgaben des Regionalen Raumordnungsprogramms
und sind im Sinne von 8§ 1 Abs. 4 BauGB an die Ziele der Raumordnung an-
gepasst.

Flachennutzungsplan

Fur den Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes gilt der Flachen-
nutzungsplan der Stadt Braunschweig in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. April 1978.

Der Flachennutzungsplan stellt im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
~Wohnbauflachen* mit einem Richtwert GFZ 0,4 fur das allgemeine Mal} der
baulichen Nutzung dar. Der Planbereich liegt innerhalb des Bauschutzberei-
ches fur den Luftverkehr. Die hier zulassige Bauhthe ist max. 100 m tber
NN bzw. 12,50 m Uber Niveau.

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind aus diesen Darstellungen
entwickelt.

Bebauungsplane

Das Grundstiick liegt im Geltungsbereich des rechtsverbindlichen Be-
bauungsplanes WA 63, der flr den engeren Bereich der Hofstelle ein ,Dorf-
gebiet* MD festsetzt, wahrend im Norden des Grundstiickes ein Allgemeines
Wohngebiet festgesetzt wird. Fur den Bereich westlich der Hofstelle trifft der
Bebauungsplan keine Festsetzungen fur ein Baufeld, sondern weist lediglich
Dorfgebiet MD aus.

Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst das Grundsttick
Rabenrodestral3e 18. Dieses ist mit einer Hofstelle bestehend aus einem
Wohnhaus und einem Stallgebaude bebaut. Im Westen des Grundstticks be-
findet sich eine Grasflache, die in der Vergangenheit als Pferdekoppel ge-
nutzt wurde. Der im Noérdlichen Grundstiicksteil gelegene Hausgarten hat
sich im Laufe der Jahre zu einer parkartigen Grunflache entwickelt, die mit al-
ten ortsbildpragenden Baumen bestanden ist —wie z. B. Eiche, Esche, Ahorn
und Kiefer mit Stammumfangen von 1,2 m bis 2,8 m.

Der Eigentimer mochte auf dem Grundstick zwei Einfamilienh&user fir Fa-
milienmitglieder bauen. Nach dem geltenden stadtebaulichen Recht ware
dies innerhalb der Bauflachen im Norden des Grundstlcks méglich, zu die-
sem Zweck musste allerdings der sich dort befindende wertvolle Baumbe-
stand am nordlichen Rand des historischen Dorfkerns Waggums abgeholzt
werden.





Dem Eigentiimer ist daran gelegen, diese 6kologisch wertvolle und fur das
Ortsbild wichtige Grunflache zu erhalten. Stattdessen méchte er durch ent-
sprechende Festsetzung eines Baufeldes eine Bebauung der ehemaligen
Pferdekoppel im Westen der Hofstelle erméglichen und die im Norden des
Grundstlicks festgesetzten Bauflachen in eine private Grinflache umgewid-
met sehen.

Da die landwirtschaftliche Nutzung nicht mehr beabsichtigt ist, ist au3erdem
die Umwidmung des bisherigen Dorfgebietes MD in ein allgemeines Wohn-
gebiet WA sachgerecht.

Um fir das Vorhaben planungsrechtliche Voraussetzungen zu schaffen, be-
antragte der Vorhabentrager deshalb die Aufstellung eines Bebauungspla-
nes.

Am 16. Marz 2010 erfolgte durch den Verwaltungsausschuss der Stadt

Braunschweig der Aufstellungsbeschluss fiir den Bebauungsplan
~-Rabenrodestralle 18, WA 73.

Umweltbelange

4.1

Der Bebauungsplan wird als Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne
von 8§ 13a BauGB aufgestellt. Die Planung sieht vor, eine zuvor von einem
landwirtschaftlichen Betrieb genutzte Flache als Wohngebiet mit der daftr
notwendigen Erschliel3ung dauerhaft festzusetzen. Es handelt sich somit um
eine Malinahme der Wiedernutzbarmachung von Flachen. Die durch die
Festsetzungen mogliche zulassige Grundflache betragt ca. 2.680 m2. Andere
Bebauungspléane, die in einem engen sachlichen, raumlichen und zeitlichen
Zusammenhang aufgestellt werden, liegen nicht vor. Vorhaben, die der
Pflicht zur Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung unterliegen,
werden durch den Bebauungsplan nicht erméglicht. Anhaltspunkte fur die
Beeintrachtigung von FFH- oder Vogelschutzgebieten sind nicht erkennbar.
Die Voraussetzungen fir die Anwendung des beschleunigten Verfahrens
sind somit erfullt.

Im Verfahren nach § 13a BauGB wird eine Umweltpriifung nicht durchgefuhrt
und ein Umweltbericht nicht erstellt. Naturschutzfachliche Eingriffe, die auf
Grund des Bebauungsplans zu erwarten sind, gelten im Sinne der Eingriffs-
regelung als vor der planerischen Entscheidung erfolgt oder zulassig. Ein na-
turschutzfachlicher Eingriffsausgleich ist somit nicht erforderlich, eine Ein-
griffs-/ Ausgleichsbilanzierung wird nicht vorgenommen.

Nachfolgend werden die Umweltbelange, soweit sie mit der Planung in Be-
rihrung stehen, dargelegt.

Im raumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans WA 73
.Rabenrodestrall3e 18“ und seinem engeren Umfeld sind keine geschitzten
oder schitzenswerten Naturpotenziale vorhanden.





4.2

4.3

Bei der Aufstellung dieses Bebauungsplanes lagen keine Erkenntnisse einer
Beeintrachtigung geschutzter Arten vor; insofern sind auch keine Untersu-
chungen vorgenommen worden. Es wird jedoch darauf hingewiesen, dass im
Zusammenhang mit spateren Bauvorhaben die zum Zeitpunkt des Eingriffes
jeweils geltenden artenschutzrechtlichen estimmungen zu beachten sind..

Im Geltungsbereich liegen keine Altlasten oder Altlastenverdachtsflachen
vor.

Im westlichen Teil des Geltungsbereiches gab es eine Bombardierung im

2. Weltkrieg. Aus Sicherheitsgrinden sind fuir diesen Teilbereich Gefahrener-
forschungsmafl3nahmen auf Kampfmittel durchzufiihren (Flachensondierung,
ferromagnetische Bodenaufzeichnung).

Durch die Hofsituation mit Nebengebauden und den zugehérigen Verkehrs-
flachen besteht bereits eine Teilversiegelung.

Gemal 8§ 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und scho-
nend umgegangen werden. Dabei sind Bodenversiegelungen auf das not-
wendige Mal3 zu begrenzen. Gemald Bundes-Bodenschutzgesetz sind die
Funktionen des Bodens nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Mit
einer Grundflachenzahl von 0,3 setzt der Bebauungsplan im WA 2 eine der
dorflichen Situation angemessene relativ gering verdichtete Wohnbebauung
fest, fir das WA 1 unmittelbar an der Rabenrodestral3e erscheint eine maxi-
male GRZ von 0,4 sinnvoll, um den StralRenraum in geeigneter Form fassen
zu konnen.

Das Plangebiet ist durch Schallemissionen aus dem Verkehr der
RabenrodestralRe vorbelastet.

In Anlehnung an eine nahezu zeitgleich fir den Bebauungsplan WA 71, des-
sen Geltungsbereich auf der gegeniberliegenden Seite der Rabenro-
destral3e liegt, erstellte Abschatzungsvariante der Larmsituation fur das Jahr
2020 (4.100 Kfz/Tag) ergibt sich folgendes: Die Orientierungswerte werden
um bis zu 3 dB am Tage und bis zu 5 dB in der Nacht Uberschritten. Es er-
geben sich fir die AuRenbauteile die La&rmpegelbereiche Il bis Il gemal3 der
DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau®. Durch geeignete Larmminderungs-
mafl3nahmen (Geb&udeorientierung, Luftungseinrichtungen in Schlaf- und
Kinderzimmern) kdnnen gesunde Schlafverhaltnisse erreicht werden (s. Ka-
pitel 6.7, Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im
Sinne des Bundesimmissionsschutzgesetzes’).

Am sudlichen Ortsrand von Waggum befindet sich der Flughafen Braun-
schweig- Wolfsburg. Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt aul3er-
halb der La&rmschutzzonen nach dem Fluglarmgesetz.
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Mdgliche subjektive Storwirkungen kénnen von Immissionen, die mit den
Starts und Landungen auf dem Flughafen Braunschweig-Wolfsburg verbun-
den sind, ausgehen.

Der Planbereich besitzt keinen Bezug zum Landschaftsraum. Die Stadt
Braunschweig ist bemuht, die raumlichen Qualitaten des historischen Orts-
kerns von Waggum erlebbar zu erhalten und entsprechend neu zu interpre-
tieren.

Weitere Schutzqguter

Durch die Planung werden keine erheblichen Auswirkungen auf weitere
Schutzguter vorbereitet.

Begrundung der Festsetzungen

5.0

5.1

Stadtebauliches Konzept

Durch das Bebauungskonzept soll die 6kologisch wertvolle und fir das Orts-
bild von Waggum wichtige private Grunflache des alten Hausgartens der
Hofstelle RabenrodestralR3e 18 mit ihrem markanten Baumbestand erhalten
werden. Auch aus strukturellen Aspekten kommt dem Erhalt dieser Grunfl&-
che eine gro3e Bedeutung zu, da sie die Zasur zwischen dem alten Ortskern
des Dorfes Waggum und seinen siedlungsartigen Erweiterungen bildet.

Deshalb wird fir die nach dem geltenden Bebauungsplan WA 63 auf der Fl&-
che des Hofgartens zulassige Bebauung mit zwei Einfamilienhausern durch
die Festsetzung eines entsprechenden Baufensters auf der ehemaligen
Pferdekoppel westlich der Hofstelle stadtebaulich vertraglich Ersatz geschaf-
fen. Die Flache des Hofgartens wird im Gegenzug als private Grinflache
festgesetzt, sodass es sich letztendlich um eine Verlagerung der
Uberbaubaren Flache, nicht aber um eine Erweiterung der Bebauung han-
delt.

Da eine landwirtschaftliche Nutzung der Hofstelle nicht mehr beabsichtigt ist,
erfolgt eine Umwidmung der Festsetzung Dorfgebiet MD in Allgemeines
Wohngebiet WA.

Im Bereich des Bebauungsplanes fehlt der Ful3weg des Nordendorfsweges
auf der dem Grundstick zugewandten Seite. Dieser kann nur zum Teil inner-
halb der vorhandenen Stral3enflache umgesetzt werden. Deshalb wird im
Bebauungsplanverfahren auf der privaten Grundstticksflache eine Flache
gesichert, um eine FulBwegbreite von 2,0 m zu erméglichen.

Art der baulichen Nutzung

Beide Teilflachen des Plangebietes werden als ,,Allgemeine Wohngebiete*
festgesetzt.





5.2

5.21

5.2.2

5.3

Aufgrund der Lage des Gebietes im dorflichen Zentrum von Waggum bein-
haltet der Katalog der zulassigen Nutzungen neben Wohngeb&auden auch die
der Versorgung des Gebietes dienenden Schank- und Speisewirtschaften
sowie nicht storende Handwerksbetriebe.

Um Nutzungen zu verhindern, die die gewiinschte stadtebauliche Struktur
des Gebietes gefahrden und die Wohnqualitat des naheren Umfeldes storen
konnen, werden die gemalR § 4 Abs. 2 allgemein zulassigen ,,Anlagen fr
kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke und die
gemal § 4 Abs. 3 BauNVO als Ausnahme vorgesehenen Nutzungen ,Anla-
gen fur die Verwaltung, Gartenbaubetriebe und Tankstellen* nicht Bestandtell
des Bebauungsplanes. Aufgrund der geringen Grof3e des Plangebietes ist
dieser Ausschluss auch hinreichend begriindet, da eine Erschlie3ung insbe-
sondere fur den runenden Verkehr fir derartige Nutzungen kaum moglich ist
und im weiteren Umfeld des Plangebietes ausreichend Standorte flr derarti-
ge Betriebe bestehen.

Mald der baulichen Nutzung

Grundflachenzahl

Fur das ,Allgemeine Wohngebiet* WA 2 wird eine Grundflachenzahl von 0,3
festgesetzt. Diese entspricht einer fur die dorfliche Situation angemessenen
Ausnutzungsmaoglichkeit der Grundstiicke mit den entsprechenden Spielrau-
men in der baulichen Gestaltung.

Die Festsetzung des Mal3es der baulichen Nutzung fur das Baufenster der
alten Hofstelle orientiert sich mit einer Grundflachenzahl von 0,4 an der Fest-
setzung des geltenden Planungsrechts und bertcksichtigt somit die Sonder-
stellung der ehem. landwirtschaftlich genutzten baulichen Anlagen gegen-
Uber den siedlungsartigen Anlagen.

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 ist eine zweigeschossige Bebauung zu-
lassig. Diese Festsetzung ist am Planungs- und Baubestand der ehemaligen
Hofstelle orientiert und unterstreicht deren baukdrperliche Bedeutung fir das
Ortsbild von Waggum gegenuber der siedlungsartigen Neubebauung.

Um ein moglichst harmonisches Einfigen der Neubebauung in das bebaute
Umfeld zu ermoglichen und um die bauliche Dominanz der Hofstelle zu er-
halten, wird im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 eine eingeschossige Bebau-
ung festgesetzt.

Uberbaubare Grundstiicksflachen, Bauweise, Anzahl der Wohneinheiten

Die Uberbaubaren Grundsticksflachen werden tber Baugrenzen und Bauli-
nien definiert und sind so zugeschnitten, dass genigend Spielrdume fiur die
Bebauung der privaten Grundstiicke gegeben sind.
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Besonderer Wert wird auf die Erhaltung der Gestaltqualitat der winkelartig
den Wirtschaftshof umschlieRenden ehemaligen landwirtschaftlichen Hofstel-
le gelegt. Deshalb werden die Ost- und Sudfassaden des Ensembles mit
Baulinien festgesetzt. Die Ubrigen Seiten des Baufensters werden durch
Baugrenzen definiert und ermdglichen so die erforderlichen Spielraume in
der Bestandserhaltung.

Fur die geplante Bebauung westlich der Hofstelle wird ein zusammenhan-
gendes Baufeld festgesetzt, welches durch Baugrenzen umschlossen genu-
gend Spielrdume in der Position der baulichen Anlagen innerhalb des Bau-
feldes ermoglicht.

Damit die Wohnhausgréf3en im Allgemeinen Wohngebiet WA 2 fassbar blei-
ben, sind je Wohngeb&ude maximal 2 Wohnungen zuldssig. Somit sind Ein-
liegerwohnungen mdglich, die Entstehung von sogenannten ,Wohnanlagen*
wird aber ausgeschlossen.

Stellpldtze und Garagen

Um die Erlebbarkeit des Wirtschaftshofes und die raumliche Wirkung von der
Rabenrodestral3e zu erhalten, sind aul3erhalb der tiberbaubaren Flachen im
»LAllgemeinen Wohngebiet* WA 1 nur offene Garagen (Carports) zulassig.

Durch den Abstand von der 6ffentlichen Verkehrsflache wird daftir Sorge ge-
tragen, dass ein Teil der notwendigen Ruckstol3flachen auf privaten Grund-
stucksflachen liegt. Hierdurch wird die Verkehrssicherheit erhéht, da eine
bessere Einsehbarkeit in den 6ffentlichen StralRenraum ermdglicht wird.

Im ,Allgemeinen Wohngebiet* WA 2 werden aul3erhalb der Baugrenzen
Stellplatze, Carports und Garagen nicht ausgeschlossen, sodass sie lediglich
den Bestimmungen der Niederséachsischen Bauordnung unterliegen.

Offentliche Verkehrsflachen

Die Erschlie3ung des geplanten Baugebietes erfolgt derzeit mit den Buslinien
413 (M13) und 424 Uber die im Knotenbereich RabenrodestralRe/ Breitenhop/
Kirchblick gelegene Bushaltestelle Breitenhop.

Das Baugebiet wird von der Rabenrodestral3e erschlossen. Die Erschlie3ung
des hinterliegenden Baufeldes des ,Allgemeinen Wohngebietes*
WA 2 erfolgt Gber das verbleibende Grundstiick der ehemaligen Hofstelle.

Auf der dem Baugebiet zugewandten Seite des Nordendorfsweg fehlt ein
FuRweg. Durchgangig soll fur diesen FulRweg eine Breite von 2,0 m gesichert
werden. Die erforderlichen Flachen sind zu einem Teil durch die Reduzierung
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der Fahrbahn auf den Standard der Stadt Braunschweig zu gewinnen, die
restliche Flache wird daher im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
WA 73 ,Rabenrodestral3e” als 6ffentliche Verkehrsflache auf dem Grund-
stick festgesetzt.

Grunordnung

Durch die Erhaltungsfestsetzung der Baumstandorte im Hausgarten und im
Wirtschaftsbereich wird die Gestaltqualitat dieser ortsbildpragenden Hofstelle
und der sie umgebenden Griinelemente gesichert.

Um die Qualitat des durch Einzelbaume und eine offene Grunflache gekenn-
zeichneten Hausgartens zu erhalten, wird diese Flache als private Grinfla-
che mit der Zweckbestimmung ,Hausgarten® festgesetzt. Innerhalb dieser
Flache sind nur Nebenanlagen, die die Erscheinungsform des Gartens nicht
oder nicht wesentlich beeintrachtigen und die zu seinem Nutzungscharakter
passen, zulassig. Dazu gehodren Terrassen, Gewachshauser und Gerate-
schuppen.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen im Sinne
des Bundesimmissionsschutzgesetzes

Verkehrslarm

Das Plangebiet ist entlang der RabenrodestralRe erheblich durch Verkehrs-
immissionen vorbelastet. Dies entspricht dem innerértlichen Standort des
Gebietes.

Der Beurteilungspegel des Stral3enverkehrslarms liegt im Planbereich zwi-
schen 46 — 58 dB(A) am Tag und fihrt somit im Bereich des ,Allgemeinen
Wohngebietes* WA 1 zu Uberschreitungen bis zu 3 dB(A) des hier maRgebli-
chen Orientierungswertes der DIN 18005 ,Schallschutz im Stadtebau’ von 55
dB(A). In der Nachtzeit liegt der Beurteilungspegel um 5 dB(A) Gber dem
Orientierungswert von 45 dB(A).

Aufgrund der nachtlichen Schallimmissionen und der Unwirksamkeit aktiver
LarmschutzmalRnahmen gegentber der Rabenrodestralie sind hier Mal3-
nahmen des passiven Larmschutzes zur Sicherung gesunder Wohn- und Ar-
beitsbedingungen angezeigt. Die aufgrund der Verkehrsbelastung ermittelten
Larmpegelbereiche sind im Bebauungsplan verzeichnet. Die Giberbaubaren
Flachen des Bebauungsplans liegen hochstens im Larmpegelbereich lil.

Daraus ergeben sich nach DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau’ fur die Au-
Renbauteile von Aufenthaltsraumen folgende erforderlichen Schallddmmma-
Re:





5.8

5.8.1

5.9

5.9.1

5.9.2

-10 -

Larmpegelbereich Mafl3geblicher AuRen- | Erforderliches, resultie-
larmpegel in dB(A) ren-des Schalldamm-
malfd des Gesamtau-
Renbauteils
Il 56 — 60 dB(A) 30 dB
[l 61 — 65 dB(A) 35dB

Um diesen Anforderungen zu genigen, sollten bis zu einem Abstand von
25,0 m zur Achse der Rabenrodestral3e Grundrissanordnungen von Schlaf-
raumen und Kinderzimmern vermieden bzw. so durchgefiihrt werden, dass
diese an der stralRenabgewandten Gebaudeseite liegen.

Aktive La&rmminderungsmal3nahmen (Larmschutzwall, -wand) sind aus
Grinden des Ortsbildes und aus Grunden der Flachenverflgbarkeit nicht
sinnvoll.

Sonstige Festsetzungen

Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt

Durch die Festsetzung des Bereiches ohne Ein- und Ausfahrt zum
Nordendorfsweg soll eine Unterbrechung des Hausgartens durch ungeregel-
te Grundstticksein- oder ausfahrten und magliche Verkehrskonflikte vermie-
den werden.

Gestaltungsvorschriften

Hauptziel der stadtebaulichen Planung ist es, eine fir die Lage im Ortskern
von Waggum angemessene hochwertige und homogene Gestaltung des
Baugebietes zu gewahrleisten. Auf das Gesamterscheinungsbild des inner-
ortlichen Gefliges muss daher besonderer Wert gelegt werden.

Neben den Festsetzungen des Bebauungsplans im Hinblick auf die Eingru-
nung sind fur das Erscheinungsbild des Baugebietes sowie die Eingliederung
in die vorhandene Bebauung auch die Dachform und die Farbe der Dachde-
ckung von Bedeutung. Unter Wahrung der Grundsatze einer geordneten
stadtebaulichen Entwicklung bestehen im Rahmen dieser Bauvorschriften
ausreichende Variationsmoglichkeiten, die den unterschiedlichen Gestal-
tungswiinschen der Bauherren Rechnung tragen.

Dacher

Die ehem. Hofstelle hat fir die Erscheinung des dorflichen Kerns von
Waggum eine grof3e Bedeutung. Ein wesentliches Gestaltungselement der
baulichen Anlage ist das Dach.

Vor allen Dingen seine Form, Farbe und sein Volumen sind wesentliche
Elemente des Ensembles im alten Dorfkern von Waggum.
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a) Dachformen
In der Ortslage von Waggum sind bei den Hauptgebauden geneigte Dacher
und Satteldacher typisch.

Die Vorschrift zur Gestaltung der Dachformen stellt sicher, dass die Gestalt-
gualitat des friheren landwirtschaftlichen Betriebes nicht durch Vielfalt und
untypische Gestaltung von Dachformen verunstaltet wird. Als Dachformen
der Hauptbaukorper werden deshalb nur Satteldacher und Satteldacher mit
Krippelwalm zugelassen. Dacher von untergeordneten Bauteilen, Nebenan-
lagen und Garagen, deren Einfluss auf die gestalterische Gesamtwirkung der
Anlage gering ist, sind von dieser Festsetzung ausgenommen.

b) Dachneigung

Ziel der Festsetzung ist, durch Vorgabe eines Rahmens bei der Dachneigung
eine relativ einheitliche Dachlandschaft im doérflichen Umfeld zu sichern und
dennoch unterschiedliche Dachausbauvarianten zu erméglichen. Die Sattel-
dacher sind bei einer Neigung von 25° bis 45° gut ausbaubar und nutzbar.

¢) Richtung der Dacher

Die Festsetzung der Firstrichtung dient zu einen im Allgemeinen Wohngebiet
WA 1 der Sicherung des Bestandes, da somit auch die Stellung der bauli-
chen Anlagen definiert wird. Fur das Allgemeine Wohngebiet WA 2 ist die
Festsetzung der Richtung der Firste ein Kriterium zur Erzeugung einer har-
monischen Dachlandschaft und einer gewiinschten Raumbildung im Ortskern
von Waggum.

d) Dachgauben und Zwerchgiebel

Die Bebauung im dérflichen Umfeld und der frihere landwirtschaftliche Hof
weisen schlichte Satteldacher ohne weitere Dachelemente auf. Damit diese
ruhige und pragende Dachlandschaft beibehalten werden kann, werden
Dachgauben und Zwerchgiebel ausgeschlossen.

e) Belichtung/ Solar- und Fotovoltaikanlagen innerhalb der Dachflachen

Um das Erscheinungsbild der Dachflachen im Baugebiet aufeinander abzu-
stimmen, wird die Neigung von Dachflachenfenstern und Solar-/
Fotovoltaikanlagen geregelt. Dadurch wird einer Zerstlickelung der Dachfl&-
chen vorgebeugt, d. h. die Hauptdachform ist ortsbildpragend.

f) Material und Farbe

Auch nach einer guten Durchgriinung eines Wohngebietes bleiben die Da-
cher sichtbar und tragen somit wesentlich zu dem Erscheinungsbild eines
Baugebietes bei. In Anlehnung an die traditionelle drtliche Farbgebung wird
im gesamten Plangebiet eine Pfannendeckung in roten bis braunen und
anthrazitfarbigen Farbtonen festgesetzt. Der festgesetzte Farbfacher lasst
einen ausreichend gro3en Gestaltungsspielraum zu. Ausgeschlossen wer-
den hochglanzende Dachpfannen, die auf Grund ihrer starken Leuchtkraft
das Erscheinungsbild des Baugebietes innerhalb des dorflichen Kerns zu
stark dominieren wirden.

Ausgenommen von diesen Vorschriften sind Flachen fir Solar- und
Photovoltaikanlagen sowie Dachflachen von Wintergéarten und Kleinge-
wachshausern.
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Weitere technische Infrastruktur

Die Schmutz- und Regenwasserentsorgung soll direkt in die 6ffentliche Ka-
nalisation in der Rabenrodestral3e erfolgen.

Die Versorgungsleitungen fur Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation
werden Uber die Rabenrodestral3e herangefuhrt.

Gesamtabwéagung

Mit den Planungen zum Bebauungsplan ,Rabenrodestral3e 18“ soll eine In-
nenentwicklung durch neue Wohnbebauung im dérflichen Kern Waggums
ermoglicht werden, die geeignet ist, die Qualitaten der landwirtschaftlichen
Hofstelle und des nordlich anschlieRenden Hausgartens mit seinem fir
Waggum ortsbildpragenden Baumbestand zu erhalten. Um auf die weiterhin
vorhandene private Nachfrage nach Baugrundstiicken im Ortskern von
Waggum reagieren zu kénnen, wird das in dem Bebauungsplan WA 63 nord-
lich des friiheren landwirtschaftlichen Hofes festgesetzte Baufeld deshalb
westlich der Hofstelle auf einer Flache nachgewiesen, auf der bislang eine
Wohnbebauung nicht zulassig war.

Das festgesetzte Mal3 an Versiegelung erméglicht eine angemessene Er-
ganzung des durchgriinten Einfamilienhausgebietes mit gréReren Gartenfla-
chen und eine dorftypische Wohnsituation bei geringer Versiegelung der Fla-
chen.

Den geringfugigen Beeintrachtigungen durch Schallimmissionen aus Ver-
kehrslarm von der Rabenrodestral3e kann durch geeignete MaRnahmen der
Stellung baulicher Anlagen und Grundrissorganisation begegnet werden.

Aus den genannten Grinden ist in der Gesamtabwagung die vorgesehene
Planung mit einer nachhaltigen stadtebaulichen Entwicklung und den sozia-
len, wirtschaftlichen und umweltschitzenden Anforderungen - auch in Ver-
antwortung gegenuber kinftigen Generationen - vereinbar und gewéhrleistet
eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Bodennutzung.
Insbesondere sind die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse, die Wohnbedurfnisse der Bevdlkerung, die Eigentums-
bildung, die sozialen Bedurfnisse der Bevdlkerung, die Fortentwicklung vor-
handener Ortsteile sowie die Belange des Umweltschutzes im Rahmen der
Planung miteinander gerecht abgewogen worden.
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7 Zusammenstellung wesentlicher Daten
Plangebiet insges. 0,47 ha 100,00 %
Nettobauland:
Allgemeines Wohngebiet 0,28 ha 59,57 %
Private Grunflache 0,18 ha 38,30 %
Verkehrsflachen 0,01 ha 2,13 %

8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

8.1 Maflnahmen
Fur die Verwirklichung des Baugebietes sind keine ErschlieBungsmalinah-
men wie Erweiterung der vorhandenen Ver- und Entsorgungsleitungen, Bau
der Erschlielungsstral3en und Anlage von Grinflachen erforderlich.

8.2 Kosten und Finanzierung
Es entstehen der Stadt folgende Kosten fur die Verbreiterung der Ful3wege
des Nordendorfsweges
Grunderwerb ca. 10.000 €
Ausbau ca. 15.000 €
Die Kosten sind von den zustandigen Fachbereichen rechtszeitig zur Auf-
nahme in den Haushaltsplan bzw. das Investitionsprogramm anzumelden.

9 Bodenordnende und sonstige MalRnahmen, fur die der Bebauungsplan
die Grundlage bilden soll
Bodenordnende Maflinahmen nach 88 45 ff BauGB sind fiir den Bebauungs-
plan nicht erforderlich.

10 Aul3er Kraft tretende Bebauungsplane, Beseitigung des Rechtsscheines

unwirksamer Plane

Innerhalb des Geltungsbereiches dieses Bebauungsplanes tritt der Be-
bauungsplan WA 63 aul3er Kraft.





		2 Bisherige Rechtsverhältnisse

		3 Anlass und Ziel des Bebauungsplanes

		4 Umweltbelange

		5 Begründung der Festsetzungen

		6 Gesamtabwägung

		7 Zusammenstellung wesentlicher Daten

		Nettobauland:



		8 Wesentliche Auswirkungen des Bebauungsplanes

		9 Bodenordnende und sonstige Maßnahmen, für die der Bebauungsplan die Grundlage bilden soll

		10 Außer Kraft tretende Bebauungspläne, Beseitigung des Rechtsscheines unwirksamer Pläne




Stadt % Braunschweig
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Anlage 4
Stand: 19.01.2011

WA 73

Textliche Festsetzungen und Hinweise

A Stadtebau
gemaR § 1 a und § 9 BauGB

| Art der baulichen Nutzung

Allgemeine Wohngebiete WA 1 und WA 2

1. Inden Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
WA 2 sind nach § 4 Abs. 2 BauNVO folgende
Nutzungen zulassig:

e Wohngebéude,

e die der Versorgung des Gebietes dienen-
den Schank- und Speisewirtschaften sowie
nicht storende Handwerksbetriebe,

2. Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden:

e Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
e sonstige nicht stérende Gewerbebetriebe.

1] Hohe baulicher Anlagen

1. Die Oberkante der Eingangsebene darf bei
ebenem Gelande nicht héher als 0,50 m Gber
dem Bezugspunkt liegen.

2. Bezugspunkt fur die Hohenangaben ist die
Hohenlage der nachstgelegenen 6ffentlichen
Verkehrsflache oder privaten Erschlieung an
dem Punkt der StraBenbegrenzungslinie, der
der Mitte der straBenzugewandten Gebaude-
seite am nachsten liegt.

Steigt oder féllt das Gelande vom Bezugs-
punkt zur Mitte der erschlieBungsseitigen Ge-
baudeseite, so ist die Normalhéhe um das
Maf der naturlichen Steigung oder des Gefal-
les zu verandern.

Il Uberbaubare Grundstiicksflachen

1. Inden allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
WA 2 durfen die Baugrenzen durch Eingangs-
Uberdachungen, Hauseingangstreppen, Keller-
lichtschachte und Balkone um bis zu 1,5 m,
durch Terrasseniiberdachungen um bis zu
2,0 m auf max. 50 % der jeweiligen Fassa-
denbreite uberschritten werden.

Verfahrensstand: Satzungsbeschluss

Vorgelegt von: Meil3ner Architekten BDA
Lessingplatz 7

38100 Braunschweig

Im Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind au-
Rerhalb der Uberbaubaren Flachen nur offene
Garagen (Carports) zulassig.

Garagen, offene Garagen (Carports) und
Stellplatze miissen an ihrer Zufahrtsseite ei-
nen Abstand von mind. 5,0 m von der zugeho-
rigen Verkehrsflache halten.

Grunordnung

Die festgesetzten Baume sind auf Dauer zu
erhalten, zu pflegen und bei Abgang an anna-
hernd gleicher Stelle innerhalb eines Jahres
mit der gleichen Gehdlzart in der Qualitat

StU 18/20 cm nach zu pflanzen.

Innerhalb der privaten Grunflache sind fol-
gende Nebenanlagen zuléssig:

e Terrassen, soweit sie unmittelbar an das
Hauptgebaude anschliel3en

e Schwimmbecken

e Kleingewachshauser bis 15 m2 Grundfla-
che

e Geratehauser bis 15 m2 Grundflache

e Einfriedungen.

Festsetzungen zum Schutz vor schadlichen
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
immissionsgesetzes

Innerhalb der festgesetzten Larmpegelberei-
che ist von den nachfolgenden Au3enlarmpe-
geln auszugehen:

Larmpegel- mafgeblicher
bereich AuRenlarmpegel
I 56 bis 60 dB (A)
I 61 bis 65 dB (A)

Der Nachweis zu eingehaltenen Schalldamm-
malRen auch fir GebaudeauRenbauteile nach
der DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau* ist
mittels geeigneter nachvollziehbarer Bauvor-
lagen zugehérig zum Bauantrag / zur Bauan-
zeige zu erbringen bzw. der Bauaufsichtsbe-
hérde vorzulegen.





2. Fur den Gberbaubaren Bereich des Allgemei-
nen Wohngebietes WA 1 wird gem. § 9 (1)
Nr. 24 BauGB passiver Schallschutz wie folgt
festgesetzt:

Im 6stlichen Teilbereich des Allgemeinen
Wohngebietes WA 1, (Larmpegelbereich Il1),

gilt:

Das erforderliche resultierende Schalldamm-
malf (erf.R'res) des Gesamtaul3enbauteils
muss in Aufenthaltsraumen in Wohnungen
mindestens 35 dB betragen. Ein Einzelnach-
weis des erforderlichen Larmschutzes auf der
Grundlage der DIN 41009 ist zuléssig.

3.  Von den Festsetzungen unter V 2. darf ganz
oder teilweise abgewichen werden, wenn
nachgewiesen wird, dass der erforderliche
Schallschutz auf andere Weise gewéhrleistet
ist. Der Nachweis kann auf der Grundlage ei-
ner Einzelfallberechnung gem. VDI-Richtlinie
2719 ,Schallddmmung von Fenstern und de-
ren Zusatzeinrichtungen® unter Bericksichti-
gung des Geschosses, der Grundrissorganisa-
tion und der Anordnung auf dem Baugrund-
stuck erfolgen.

B Gestaltung

geman 88 56, 91, 97, 98 NBauO in Verbindung mit
8 9 Abs. 4 BauGB

| Geltungsbereich

Die Gestaltungsfestsetzungen gelten fiir den ge-
samten Geltungsbereich des Bebauungsplanes
.Rabenrodestralle 18, WA 73.

1l Déacher

1. Dachformen

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 sind
fiir die Hauptgebaude nur Satteldacher und
Satteldacher mit Krippelwalm zuléssig

Satteldach im Sinne der Festsetzung ist ein
Dach, das von zwei Dachflachen mit gleicher
Dachneigung, gemeinsamem horizontalem
First und rechtwinklig zum First stehenden
Giebelflachen gebildet wird.

Kruppelwalm ist das als Dachflache ausgebil-
dete, zum First hin geneigte obere Dreieck der
Giebelflache. Die Neigung muss mindestens
45° betragen.

Die Hohe des Kriippelwalms darf, vom First
aus senkrecht gemessen, maximal 1/3 der
Hohe zwischen Traufe und First betragen.

Der Krippelwalm ist an beiden Giebeln gleich
auszubilden.

Fur Garagen, offene Garagen und Gebéaude-
teile, die dem Hauptbaukdrper angegliedert
sind, sind nur Flachdécher zulassig.

2. Dachneigung

Dachflachen der geneigten Dacher dirfen nur
eine Neigung von 25° bis 45° haben.

3. Richtung der Dacher

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
WA 2 gilt als Richtung der Dacher (Firstrich-
tung) der Hauptbaukorper die zeichnerisch
festgesetzte Firstrichtung. Geringfiigige Ab-
weichungen von 5° in beide Richtungen sind
zulassig.

4, Dachgauben und Zwerchgiebel

In den Allgemeinen Wohngebieten WA 1 und
WA 2 sind Dachgauben und Zwerchgiebel un-
zulassig.

5. Belichtung/ Solar- und Photovoltaikanlagen

Zur Belichtung des Dachraumes sind dachfla-
chengleiche Fenster zu verwenden.

Solar und Photovoltaikanlagen sind in oder auf
die Dachflachen in gleicher Neigung der Dach-
flachen zu integrieren.

6. Material und Farbe von Dacheindeckungen

Fur die geneigten Flachen der Dacher sind nur nicht
glanzende und nicht glasierte Dachsteine oder -
ziegel in den Farbtdnen rot bis braun zul&ssig. Un-
tergeordnete Dacher oder Dacher von Nebenanla-
gen sind von dieser Festsetzung ausgenommen.

Il Einfriedungen

In dem Allgemeinen Wohngebiet WA 1 sind
Einfriedungen entlang 6ffentlicher Verkehrsfla-
chen nur wie folgt zuléssig:

e als Schnitthecke aus heimischen Laubge-
hélzen, wie Hainbuche (Carpinus betulus),
Liguster (Ligustrum vulgare), bis zu einer
Hohe von max. 1,60 m.

¢ als Schnitthecke in Verbindung mit einem
Metallgitterzaun, wenn dieser auf der dem
Grundstiick zugewandten Seite der Hecke
errichtet wird

¢ entlang der Rabenrodestraf3e auch als
Mauer bis zu einer Hohe von 0,80 m,

IV Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt nach § 91 Abs. 3 NBauO,
wer eine Baumalnahme durchfiihrt oder durchfiih-
ren lasst, die nicht den Gestaltungsfestsetzungen
entspricht.

C Hinweise

1. Als innerdrtlicher Standort ist das Gebiet als
larmvorbelastet einzustufen.

2 Zur Umsetzung der textlichen Festsetzungen
AV ,Festsetzungen zum Schutz gegen
schéadliche Umwelteinwirkungen* sind fol-
gende Grundlagen maRgeblich:





e TA Larm: 6. Allgemeine Verwaltungsvor-
schrift zum Bundesimmissionsschutzge-
setz vom 26.08.1998 (techn. Anleitung
zum Schutz gegen Larm), GMBI. 1998,
Seite 503 ff.

e DIN ISO 9613-2 ,Dampfung des Schalls
bei der Ausbreitung im Freien“, Heraus-
geber Deutsches Institut flir Normung,
Beuth-Verlag, Berlin, 1999

e VDI-Richtlinie ,Schallddammung von
Fenstern und deren Zusatzeinrichtun-
gen“, Herausgeber Deutsches Institut fur
Normung, Beuth-Verlag, Berlin,1987

e DIN 4109 ,Schallschutz im Hochbau*,
Herausgeber Deutsches Institut flir Nor-
mung, Beuth-Verlag, Berlin, 1989.

Diese Unterlagen kdnnen in der ,Beratungs-
stelle Planen - Bauen - Umwelt" der Stadt
Braunschweig eingesehen werden.
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Anlage 6
Stand: 29. Méarz 2011

Stadt % Braunschweig

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift
Rabenrodestralie 18 WA 73
Behandlung der Stellungnahmen der Offentlichkeit

Beteiligung gemalf 8 3 (2) BauGB vom 25. Februar bis 24. Méarz 2011.

Wahrend dieser Zeit hatte die Offentlichkeit Gelegenheit, den Bebauungsplanentwurf
einzusehen. Stellungnahmen sind nicht eingegangen, sodass eine Abwéagung nicht
erforderlich ist.






Stand: 29. Méarz 2011

Stadt %@ Braunschweig Anlage 7

Bebauungsplan mit Gestaltungsvorschrift

RabenrodestralRe 18 WA 73
Behandlung der Stellungnahmen der Behorden und sonstigen Trager offentlicher
Belange sowie sonstigen Stellen

Beteiligung gemal § 4 (2) BauGB und 8§ 2 (2) BauGB vom 2. September 2010 bis
4. Oktober 2010

Stellungnahme Nr. 1 Stellungnahme der Verwaltung
Schreiben von Braunschweiger Ver-
kehrs AG

vom 15. September 2010

Unsererseits bestehen in diesem Bereich
keine Planungsabsichten. Sonstige Be-
denken oder Anregungen erheben wir Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
nicht. men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 2 Stellungnahme der Verwaltung
Schreiben von Deutsche Telekom AG,
PTI 23, Friedrich-Seele-Str. 7, 38122
Braunschweig

vom 6. September 2010

Gegen den Bebauungsplan
.-Rabenrodestralie 18“ haben wir keine Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
Einwéande. men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 3 Stellungnahme der Verwaltung
Schreiben von en.bs, Energienetze
Braunschweig GmbH
Vom 01. Oktober 2010

Zu dem genannten Planverfahren neh-
men wir wie folgt Stellung.

Stromversorgung
Im Geltungsbereich befindet sich ein
Strom-Hausanschluss. Dieser nimmt je-






doch keinen Einfluss auf den Be-
bauungsplan. Eine weitere Erschliel3ung
des Flurstlcks ist aus dem vorgelagerten
Netz moglich.

Gasversorgung

Im Geltungsbereich befinden sich keine
Anlagen der Gasversorgung. Eine Er-
schlieBung des Flurstiicks ist aus dem
vorgelagerten Gasnetz maoglich.

Wasserversorgung

Fur die Trinkwasserversorgung der Ort-
schaft Waggum ist der Wasserverband
Weddel-Lehre zustandig.

Der Hinweis wird im Rahmen der Umset-
zung des Bebauungsplanes bericksich-
tigt.

Der Hinweis wird im Rahmen der Umset-
zung des Bebauungsplanes berucksich-
tigt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 4

Schreiben von Ev.-luth. Kirchenamt
Braunschweig

vom 06. September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

...teilen wir mit, dass unsererseits keine
Bedenken und Anregungen zu dem o.g.
Bebauungsplan bestehen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 5

Schreiben von Landesamt fur Berg-
bau, Energie und Geologie

vom 28. September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Aus Sicht unseres Hauses bestehen un-
ter Bezugnahme auf unsere Belange kei-
ne Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 6

Schreiben von Niedersachsische Lan-
desbehdrde fir Strallenbau und Ver-
kehr

vom 29. Oktober 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Der Bebauungsplan weist ein Baugebiet
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innerhalb der fir Waggum festgesetzten
Ortsdurchfahrtsgrenzen aus.

Die verkehrliche Erschliel3ung erfolgt
Uber die GemeindestralRe ,Rabenrode-
stralRe”.

Durch den Bebauungsplan werden Be-
lange, die seitens des Geschéftsberei-
ches Wolfenbuttel zu vertreten sind, nicht
beruhrt.

In stral3enbau- und verkehrlicher Hinsicht
habe ich somit weder Bedenken noch
Anregungen vorzubringen.

Die ,Rabenrodestral3e”, friher Landes-
stral3e 635, wurde zwischenzeitlich zur
Gemeindestral3e abgestuft.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 7

Schreiben der Polizeiinspektion
Braunschweig

vom 27. September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Die Interessen der Polizeiinspektion
Braunschweig als Trager 6ffentlicher Be-
lange sind durch das Vorhaben nicht be-
ruhrt.

Es gibt von unserer Seite keine Einwen-
dungen oder Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 8
Schreiben der SE|BS
Stadtentwésserung Braunschweig
vom 1. Oktober 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Die SE|BS hat im Stadtteil Waggum im

Bereich dieses Bebauungsplanes keine
Malnahmen im 6ffentlichen Kanalnetz

vorgesehen.

Die ErschlieBung des Baugebietes
Rabenrodestralie 18 ist durch die vor-
handenen Entwasserungskandle in der
Rabenrodestral3e gesichert. Die Herstel-
lung der Entwéasserungsanlagen auf den
privaten Grundstuicken ist wie Ublich im






Genehmigungsverfahren mit der Stadt
Braunschweig und der Grundsticksent-
wasserung der SE|BS abzustimmen.

Dem Bebauungsplan Rabenrodestral3e
wird soweit zugestimmt.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 9
Schreiben vom Zweckverband
GrofRraum Braunschweig

vom 17. September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Zu der Bebauungsplanung haben wir
weder Anregungen noch Bedenken vor-
zubringen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 10

Schreiben von Ortsheimatpfleger
Wetterau

vom 19.September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Aus meiner Sicht bestehen gegen den
Bebauungsplan keine Bedenken.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:

Stellungnahme Nr. 11

Schreiben von Braunschweig Zukunft
GmbH

vom 06. September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Soweit ersichtlich, sind vorhandene ge-
werbliche Ansiedlungen nicht betroffen.
Eine inhaltliche Stellungnahme der Wirt-
schaftsforderung ist also nicht erforder-
lich.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:
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Stellungnahme Nr. 12

Schreiben von Grundstucksgesell-
schaft Braunschweig mbH

vom 09. September 2010

Stellungnahme der Verwaltung

Von der Grundstlcksgesellschaft Braun-
schweig mbH wahrzunehmende Belange
werden durch die Planungen nicht be-
rahrt, sodass hier weder Bedenken be-
stehen noch Anregungen erfolgen.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genom-
men.

Vorschlag der Verwaltung:
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Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift)
Rabenrodestralie 18 WA 73
Zeichnerische Festsetzungen

Grun-
Flache







Stadt % Braunschweig Anlage 3

Bebauungsplan (mit Gestaltungsvorschrift)
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Planzeichenerklarung

Planzeichenerklarungen

Zahlenangaben sind Beispiele

Art der baulichen Nutzung Hinweise

WA Allgemeines Wohngebiet 28. ®

Hinweis auf textliche Festsetzung
st.R IV 1.

2 Wo Wohnungshdéchstzahl je
Wohngebaude +—30 , MaRangaben

Maf der baulichen Nutzung

Bestandsangaben
Z.B. Geschossflachenzahl (GFZ) stfentliche Gebiude. Gebéiud
offentliche Geb&aude, Gebaude
z.B. 0,3 Grundflachenzahl (GRZ) m (Wohnen, Handel, Sport, Erholung)
B. Il Zahl der Vollgeschosse
zb. als Hoéchstgrenze M:I Gebéaude (Gewerbe, Industrie, Verkehr)
Bauweise - Flurstiicksgrenze
o offene Bauweise 17 .
303 1g  Flursticksnummern
——————— Baugrenze

— Baulinie
- -+ Firstrichtung der Hauptbaukorper

Abgrenzung unterschiedlicher
Nutzung

0

Verkehrsflachen

S StraBenverkehrsflachen

StralRenbegrenzungslinie

Bereiche ohne Ein- und
Ausfahrt

Grinflachen

Griin-

fache Grinflache (privat)

Sonstige Festsetzungen
I B Grenze des Geltungsbereiches

vy v Abgrenzung der La&rmpegelbereiche

MaRBnahmen fir Natur und Landschaft

. Erhaltung einzelner Baume









